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Einleitung 


Liebe Leserjnnen, 

wir schreiben das Jahr 2014. Zwölf Jah¬ 
re nach den Pogromen von Rostock- 
Lichtenhagen, Hoyerswerda, sowie den 
Morden von Solingen, Mölln und Lü¬ 
beck und trotzdem gibt es immer noch 
Menschen, die gegen Flüchtlingsheime 
auf die Straße gehen, die Flüchtlinge 
angreifen und Feuer legen, wie zuletzt 
an einem Heim in Köpenick. 

Wir versuchen, diese Entwicklung und 
den damit verbundenen Rassismus, der 
sich nicht nur bei den Neonazis finden 
lässt, in diesem Heft nachzuzeichnen. 
Auch in Pankow gab es Versuche, ge¬ 
gen das neue Heim in der Mühlenstraße 
rassistische Proteste zu organisieren. 
Sie sind, auch wegen der großartigen 
Unterstützung vieler Pankowerjnnen 
für die Flüchtlinge, gescheitert. 

Wir freuen uns sehr, dass uns Boris, ein 
Flüchtling aus dem Pankower Heim, ein 
Interview über die Situation dort gege¬ 
ben hat. 

Wir haben auch mit Oliver geredet, der 
seit mehreren Jahren die kämpfenden 
Flüchtlinge vom Oranienplatz unter¬ 


stützt. Er erzählt von den Anfängen 
dieser neuen Flüchtlingsbewegung und 
auch derzeitigen Entwicklungen. 

Und zuletzt haben wir einen Text des 
Autors Peer Heinelt über die "Bun¬ 
desakademie für Sicherheit", die im 
Schloss Schönholz in Pankow ihren Sitz 
hat. Wir treten für die Schließung dieser 
Institution ein, weil dort Politik, Militär, 
Presse und Wirtschaft auf Flüchtlings¬ 
abwehr und Abschottung eingeschwo¬ 
ren werden. 

Aus all diesen Gründen gibt es am 14. 
Juni in Pankow eine Demostration. Den 
Aufruf dazu findet ihr auf der nächsten 
Seite. Viel Spaß beim Lesen. 

Eure Rosen-Redaktion 



Kundgebung gegen Abschiebungen in Pankow 


Anmerkung 

Der größte Teil unserer Redaktion ist weiß und erfährt nie oder recht selten Rassis¬ 
mus. Von den rassistischen Zuständen, die wir in diesem Heft beschreiben, sind 
wir also in der Regel selbst nicht betroffen, sondern profitieren eher davon (dazu 
erfahrt ihr mehr auf den nächsten Seiten). Trotzdem sehen wir Rassismus als ein 
extrem ungerechtes Herrschaftsverhältnis an, das wir kritisieren und abschaffen 
wollen. Der Kampf gegen Rassismus ist für uns Teil des Kampfes für eine solidari¬ 
sche und freie Gesellschaft ohne Ausgrenzung und Unterdrückung. 







AUFRUF DER DEMONSTRATION 



Rassistische Fackelmärsche, Angriffe auf Flüchtlinge und dop¬ 
pelt so viele Anschläge auf Flüchtlingsunterkünfte wie im Vor¬ 
jahr: Im Moment mobilisieren Rassist*innen in Deutschland, vor 
allem gegen Flüchtlinge. 

Von: Emanzipative & Antifaschistische Gruppe (EAG) 


Fluchtursachen bekämp¬ 
fen, nicht Flüchtlinge 

Die meisten Menschen, die 
nach Deutschland kom¬ 
men, verlassen ihr Her¬ 
kunftsland nicht freiwillig. 
Sie werden diskriminiert, 
gefoltert, mit dem Tode 
bedroht, sie leiden Hun¬ 
ger, flüchten aus Kriegs¬ 
gebieten, in der Hoffnung, 
irgendwo in Frieden leben 
zu können. An nicht we¬ 
nigen dieser Probleme ist 
die deutsch-europäische 
Außenpolitik zumindest 
mit schuld. Auch dass 
reiche Industrienationen 
nach wie vor den globalen 
Süden wirtschaftlich aus- 
beuten, führt dort zu ext¬ 
remer Armut. Der relative 
Reichtum, in dem es sich in 
Deutschland leben lässt, 
basiert auf Hungerlöhnen 
und Ausbeutung natürli¬ 
cher Ressourcen in ande¬ 


ren Ländern. Das deutsch¬ 
europäische Grenzregime 
sortiert gemäß kapitalis¬ 
tischer Vorstellungen die 
ankommenden Flüchtlinge 
nach nützlich und unnütz. 

Gegen das deutsch-euro¬ 
päische Grenzregime 

Für die meisten Flüchtlinge 
endet die Flucht an den eu¬ 
ropäischen Außengrenzen. 
Viele sterben bei dem Ver¬ 
such, sie zu überqueren, 
z.B. bei der Katastrophe im 
Oktober 2013 , bei der über 
300 Flüchtlinge im Mit¬ 
telmeer ertranken. Doch 
selbst die, die es nach Eu¬ 
ropa schaffen, werden von 
Gesetzen und Regelungen 
so schikaniert, dass ein 
menschenwürdiges Leben 
kaum möglich ist. Wäh¬ 
rend ihre Asylanträge ge¬ 
prüft werden, leben sie in 
Sammelunterkünften oder 


unterliegen in Deutschland 
der „Residenzpflicht“ und 
dürfen einem bestimmten 
Bereich, der sich je nach 
BundeslaRpserLS^S^Weg gestreut 
det, \andkreis, 

nicht verlassen. Die „Resi¬ 
denzpflicht“ abzuschaffen 
und Flüchtlinge in Woh¬ 
nungen unterzubringen, 
gehört zu den wichtigsten 
antirassistischen Forde¬ 
rungen. 

Sicherheits-ThinkTank 
„Bundesakademie für 
Sicherheit“ schließen! 

Wir werden am 14 . Juni 
aber auch deshalb durch 
Pankow demonstrieren, 
weil sich im Bezirk die 
„Bundesakademie für Si¬ 
cherheit“ (BAKS) befindet. 

Die BAKS bezeichnet sich 
selbst als „höchstrangige 
und ressortüb ergreifen de 
Weiterbildungseinrichtung 
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des Bundes für Führungs¬ 
kräfte auf dem Gebiet der 
Sicherheitspolitik“. Kon¬ 
zerne, Medien, Politik und 
Militär geben sich hier die 
Klinke in die Hand und 
werden auf Grenzsiche¬ 


rung und Abschottung ge¬ 
genüber Flüchtlingen ein¬ 
geschworen. 

Für ein solidarisches 
Pankow! 

Auch in Pankow gibt es seit 
Dezember 20 i 3 
eine weitere 
Flüchtlingsun¬ 
terkunft, die 
zum Ziel rassis¬ 
tischer Hetze 
wurde. Anders 
als an anderen 
Orten gerieten 
hier jedoch 
schnell die 
Rassist*innen 
ins Hintertref¬ 
fen. Zu groß 
war die Unter¬ 
stützung für 
die neu an¬ 
kommenden 
Flüchtlinge. 
Doch auch hier 
darf Antiras¬ 
sismus nicht 
bei karitativen 
Hilfsleistun¬ 
gen - Kleider¬ 
spenden und 
Sportangebo¬ 
ten - stehen 
bleiben. Es 
gilt, allen Men¬ 


schen eine gleichberech¬ 
tigte Teilhabe am Alltag 
zu ermöglichen, wenn not¬ 
wendig auch gegen Heim¬ 
leitungen und Politik. 

Dass Flüchtlinge, die ihre 
Interessen selbst in die 
Hand nehmen, mit harten 
Widerständen von Politik 
und Behörden zu rechnen 
haben, zeigte die Situation 
der kämpfenden Flücht¬ 
linge vom Oranienplatz. 
Während Berlins Innen¬ 
senator Henkel mit der 
Räumung drohte, die Bou¬ 
levardpresse hetzte, gin¬ 
gen Rassist*innen nachts 
mit Buttersäure und Feuer 
gegen das Camp vor. Eine 
direkte Unterstützung der 
Flüchtlinge ist dringender 
denn je. 

Geht mit uns am 14. 
Juni 2014 in Pankow 
auf die Straße, um für 
einen aktiven Antiras¬ 
sismus zu demonst¬ 
rieren und deutschen 
SicherheitsStrateg*innen 
eine Abfuhr zu erteilen. Für 
das Recht aller Menschen 
dort leben zu können, wo 
sie leben möchten. 


SAMSTAG, 14. JUNI 2014 -15:00 UHR 
S-BHF. PANKOW 
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„Früher glaubte ich, ich komme 
nach Deutschland in eine rich¬ 
tige Demokratie, aber ich habe 
diesen Glauben verloren.“ 

Interview mit Boris, einem Flüchtling aus 
dem Heim in der Mühlenstraße 33 . 


Hallo, kannst Du Dich kurz vorstellen und 
erzählen, wie Du nach Deutschland ge¬ 
kommen bist? 

Mein Name ist Boris. Ich komme aus Serbien. 
Ich bin hier in Deutschland seit fünf Monaten. 


Du warst schon früher mal in Deutsch¬ 
land. Kannst Du darüber was erzählen? 

Ich war hier von 1991 bis 2004. Ich habe 
damals nach Arbeit gesucht und auch Stel¬ 
len gefunden, aber ich bin dann zum Ar¬ 
beitsamtgegangen, um eine Arbeitserlaub¬ 
nis zu bekommen - insgesamt 30 mal. Ich 
wollte von meiner Arbeit leben. Ich wollte 
nicht mehr die Sozialhilfe kriegen. Aber die 
Leute [vom Amt] sagten jedes Mal „nein, 
geht nicht". Das ist jetzt genauso. Das ist 
schade, weil die Leute arbeiten wollen. 
Ich bin kein Terrorist, ich bin ein normaler 
Mensch. 

2004 wurde ich dann einfach abgescho¬ 
ben. Die Kriminalpolizei kam zu mir mit 20 
Leuten. Ich war hier mit meiner Familie, mit 
meinen Kindern. Ich wurde verhaftet und 
42 Tage in den Abschiebeknast in Köpenick 
gebracht und dann mit dem Flugzeug nach 
Belgrad. Meine Familie unterschrieb [für 
eine freiwillige Ausreise] und kam selber 
nach Serbien. 


Ich habe lange überlegt, ob ich zurück nach 
Deutschland komme. Aber in letzter Zeit ist 
es in meinem Land immer schlimmer ge¬ 
worden. Die Zigeuner 1 - ich bin Zigeuner 
- haben keine Sozialhilfe, Arbeit kannst du 
vergessen. 

Es gibt für Zigeuner keine Arbeit in mei¬ 
nem Land. Keine Krankenversicherung. 
Ich habe selber mehrere Krankheiten, z.B. 
Zuckerkrankheit. Nach zehn Jahren bin ich 
wieder zurück nach Deutschland gekom¬ 
men, mit vielen Gefühlen - mit viel Lust auf 
ein besseres Leben für meine Familie. 


Seit fünf Monaten wohnst Du jetzt in 
der Mühlenstraße 33? 

Genau. Ich wohne da, und ich bin zufrie¬ 
den mit den Sozialarbeitern da. Das sind 
sehr nette Leute mit gutem Herz. 


Wie würdest Du die Situation im Heim be¬ 
schreiben? Auch die Kontakte untereinander. 

Im Wohnheim wohnen ungefähr 220 Leute. Viele 
kommen aus Bosnien, Serbien und Mazedonien. 
Die wenigsten können deutsch. Ich kann etwas 
deutsch, deswegen helfe ich den Leuten im 
Heim, zum Beispiel beim Arzt. 
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Wie ist Deine rechtliche Situation gerade? 

Nach sechs Monaten habe ich jetzt die Ablehnung meines Asylantrags bekommen. Vielleicht 
kann ich noch einen Monat bleiben, vielleicht nur noch 10 Tage. Ich bin nicht sicher. Ich habe 
jetzt gegen die Ablehnung Klage eingereicht, für mich und meine Tochter. Meine Tochter hat 
auch eine Ausreiseaufforderung bekommen, obwohl sie noch minderjährig war. Sie ist jetzt 
erst 18 geworden. Im Rahmen der Klage werde ich dem Gericht Beweise zeigen, wie schlecht 
es den Zigeunern in Serbien geht. 


Seid Ihr die einzigen in der Mühlenstraße 
33, die von Abschiebung bedroht sind? 

Jeder in der Mühlenstraße, der aus Bosni¬ 
en, Serbien und Mazedonien kommt, hat 
eine Ablehnung bekommen und ist von Ab¬ 
schiebung bedroht. 


Hast Du Forderungen an die Politik? 

Guck mal, in ganz Europa gibt es eine große Diskriminierung gegen Zigeuner, nicht nur in 
Deutschland. Früher glaubte ich, ich komme nach Deutschland in eine richtige Demokratie, 
aber ich habe diesen Glauben verloren. Es ist hier das gleiche wie in jedem Land in Europa. 
Ich kenne viele hier, die ihre Asylanträge durchgekriegt haben, Leute aus Libanon, aus Paläs¬ 
tina, aus Syrien. Sie haben die Aufenthaltserlaubnis oder die Staatsbürgerschaft bekommen. 
Die Leute bleiben hier, aber die Zigeuner nicht. 

In Serbien kannst du nicht als normaler Mensch leben. Sie leben in Häusern aus Karton und 
Blech. Ohne Wasser ohne Strom. Viele Zigeuner-Kinder sterben kurz nach der Geburt an ganz 
normalen Erkältungen. Eine Paracetamol, die hier in Deutschland zwei Euro kostet, kostet in 
Serbien acht Euro. Die Leute dort sind sehr arm. Sie haben kein Geld für Medizin. 

Deswegen versuchen viele, nach Europa zu kommen. Und wenn ich hier einen Asylantrag 
stelle, dann bekommen ich gesagt: „Aber in Serbien kriegst du auch Sozialhilfe und hast auch 
Ärzte", aber das ist nicht richtig. Ich möchte nicht leben wie ein Tier. Aber in Serbien haben 
Tiere ein besseres Leben als Zigeuner. 

Vielen Dank, Boris, für dieses Gespräch. 


1 Boris verwendet durchgängig den Begriff „Zigeuner“ als Selbstbezeichnung. Sinti- und Roma- 
Verbände lehnen diesen Begriff ab, weil sie ihn als eine diskriminierende Fremdbezeichnung sehen. 

2 Die Roma aus Serbien, Kroatien und Montenegro werden derzeit dazu gedrängt, „freiwillig“ wieder 
auszureisen, unter anderem mit der Drohung, dass sie die Abschiebungskosten selber zu tragen haben. 


Wie ist Deine Erfahrung mit der Pankower Bevölkerung? 

Ich wohne jetzt erst seit sechs Monaten in Pankow, aber ich 
habe viele nette Leute getroffen und Freunde gewonnen. Die 
Leute wollen helfen und fragen „Brauchst du etwas?" und 
„Hast du Geld für Essen?". 



Kannst Du die Stimmung im Heim 
beschreiben? 

Die Stimmung ist schlecht. Manche 
Leute weinen. Sie haben Angst, dass 
die Kriminalpolizei kommt und die 
Leute abholt, um sie ins Flugzeug 
zu stecken. Sie bekommen nach der 
Abschiebung noch ein Einreisever¬ 
bot für fünf ibis zehn Jahre 2 . 
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Das Problem heißt Rassismus! 

Warum wir von Rassismus sprechen - 
und was wir damit meinen. 

Von: EAG 


Immer wieder ist von „Ausländerfeindlichkeit“ und „Xenopho¬ 
bie“ (Fremdenangst) die Rede, wenn nicht-deutsche Personen 
bzw. die, die dafür gehalten werden, Ausgrenzung und Abwer¬ 
tung erfahren. Dabei gehen diese Begriffe am tatsächlichen 
Problem vorbei: Der Verkäufer im türkischen Lebensmittelge¬ 
schäft, der seit 40 Jahren in Deutschland lebt und einen deut¬ 
schen Pass besitzt, ist viel eher von rassistischer Diskriminie¬ 
rung betroffen, als die weiße französische Austauschschülerin. 
Auch der Begriff „Fremdenangst“/Xenophobie verschleiert 
den Kern von Rassismus. Schließlich wird meist nicht Frau 
Müller aus dem Nachbardorf als „Fremde“ angesehen, son¬ 
dern vielmehr bzw. nur die marokkanische Nachbarin. Was als 
„vertraut“ und was als „fremd“ wahrgenommen wird, scheint 
also nicht mit der konkreten Beziehung zwischen einzelnen 
Menschen zu tun zu haben. Die Begriffe „Xenophobie“ und 
„Ausländerfeindlichkeit“ deuten Rassismus lediglich als indi¬ 
viduelles Vorurteil einzelner Personen und nicht als historisch 
gewachsenes, gesellschaftliches Verhältnis. 



*MtH &EH gjjj 




. DAS PROBLEM H 6ijjt 

*RASSISMüS€> 
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Kolonien, Verskla¬ 
vung, Wissenschaft - 
Die lange Geschichte 
des Rassismus 

Die Anfänge des westlich¬ 
modernen Rassismus rei¬ 
chen bis in das 17. und 18. 
Jahrhundert zurück. Vor 
dem Hintergrund des sich 
herausbildenden Kapita¬ 
lismus waren die Europäer 
überall auf der Welt unter¬ 
wegs, um die natürlichen 
Ressourcen von Ländern 
außerhalb Europas aus¬ 
zubeuten. Sie errichteten 
Kolonien und erklärten die 
dort lebende Bevölkerung 
für „minderwertig“, „unzi¬ 
vilisiert“ und „primitiv“. Zu 
den ideologischen Grund¬ 
lagen des Kolonialsystems 
gehörte also die Einteilung 
der Menschen nach dem 
Grad ihrer vermeintlichen 
Zivilisiertheit. Durch diese 
Einordnung wurde die Aus¬ 
beutung und Versklavung 
der dort lebenden Bevöl¬ 
kerung legitimiert. Auf der 
anderen Seite wiederum 
konnten sich die Kolonial¬ 
herren durch Abgrenzung 
von der „primitiven“ Be¬ 
völkerung als zivilisierte, 
moderne, weiße Europäer 
stilisieren. Mit dem Auf¬ 
kommen (pseudowissen¬ 
schaftlicher Konzeptionen 
von „Menschenrassen“ 
im 19. Jahrhundert konnte 
der kolonisierten Bevölke¬ 
rung auch noch biologisch 


begründet ihr Menschsein 
abgesprochen werden. 
Irgendwie musste ja er¬ 
klärt werden, warum die 
Menschenrechte als auch 
„Freiheit, Gleichheit, Brü¬ 
derlichkeit“ - die Ideale 
der Französischen Revolu¬ 
tion - nur auf weiße, euro¬ 
päische Bürger zutreffen. 
Europäische Wissenschaft¬ 
ler und Denker behaupte¬ 
ten, es gebe unterschied¬ 
liche „Rassen“, die jeweils 
unterschiedlich viel wert 
seien und denen bestimm¬ 
te Eigenschaften natürlich 
zukommen würden. So 
erklärte der Aufklärungs¬ 
philosoph Immanuel 
Kant: „Die Menschheit ist 
in ihrer größten Vollkom¬ 
menheit in der Rasse der 
Weißen.“ In sozialdarwi- 
nistischer Manier wurde 
die biologische Evolutions¬ 
theorie derart auf soziale 
Prozesse übertragen. Ob 
ein Mensch zu den Be¬ 
herrschten oder zu den 
Herrschenden gehört, sei 
ihm also angeboren. Die 
brutale Herrschaft der Ko¬ 
lonialherren über die Kolo¬ 
nisierten wurde somit aus 
ihrer Natur erklärt. Herr¬ 
schaft und Unterdrückung 
wurden so gerechtfertigt 
und als unveränderbare 
historische Prinzipien dar¬ 
gestellt. Gleichzeitig wur¬ 
den die eigentlichen sozi¬ 
alen und ökonomischen 


Ursachen der Ungleichheit 
unsichtbar. 

Ein einfaches 
Erklärungsmuster... 

Damit wurde Rassismus 
auch zu einem einfachen 
Erklärungsmodell derWelt. 
Warum es arme und rei¬ 
che, herrschende und be¬ 
herrschte Menschen gibt, 
lässt sich von da an aus ih¬ 
rer Natur heraus erklären. 
Die komplex erscheinende 
Welt wird auf die simplen 
Kategorien von „uns“ und 
„den Anderen“, von „Ei¬ 
genem“ und „Fremdem“ 
heruntergebrochen. Die im 
krisenhaften Kapitalismus 
selbst von tagtäglicher 
Verunsicherung betroffe¬ 
nen Menschen greifen auf 
diese einfachen Deutungs¬ 
muster zurück, um trotz 
dessen das Gefühl von kol¬ 
lektiver Zugehörigkeit und 
Überlegenheit spüren zu 
können. 

Kultur und Rassismus 

Inzwischen spricht kaum 
noch jemand von „Ras¬ 
sen“. Der Rassismus hat 
sich vor dem Hintergrund 
weltweiter Migration mo¬ 
dernisiert und drückt sich 
heute vielmehr durch die 
Konzepte von „Ethnie“ und 
„Kultur“ aus. Der rassisti¬ 
sche Mechanismus bleibt 
jedoch derselbe: Men¬ 
schen werden als einheit- 
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liehe Gruppe zusammen¬ 
gefasst, mit bestimmten 
Eigenschaften versehen, 
von der „eigenen“ Grup¬ 
pe abgegrenzt und abge¬ 
wertet. Zur Einordnung 
und Abwertung aufgrund 
der Hautfarbe kommt nun 
auch die Zuordnung zu 
einem speziellen „Kul¬ 
turkreis“ hinzu. „Kultur“ 
wird dabei oft als ebenso 
maßgeblich für die indivi¬ 
duellen Eigenschaften be¬ 
trachtet wie ehemals „Ras¬ 
se“. Ein Musterbeispiel für 
diesen kulturalistischen 
Rassismus ist die anhal¬ 
tende Integrationsdebat¬ 
te in Deutschland. Wenn 
vermeintliche oder tat¬ 
sächliche arabische oder 
türkische Migrantjnnen 
sich nicht in die deutsche 
Mehrheitsgesellschaft „in¬ 
tegrieren“, wird das in ers¬ 
ter Linie auf ihre Prägung 
durch „die islamische Kul¬ 
tur“ geschoben, die nicht 
in den sogenannten christ¬ 
lich-abendländischen Kul¬ 
turkreis passe - anstatt 
den Blick auf den Rassis¬ 
mus der Mehrheitsdeut¬ 
schen und die schwierige 
politische und soziale Situ¬ 
ation vieler Migrant*innen 
zu richten. So werden die 
Ursachen für die schwer¬ 
wiegenden sozialen Fol¬ 
gen der jahrzehntelan¬ 
gen Ausgrenzung von 
Arbeitsmigrant*innen und 


ihren Nachkommen den 
rassistisch Ausgegrenzten 
selbst zugeschrieben und 
als Ausdruck kultureller 
Defizite gegenüber der 
Mehrheitsgesellschaft ge¬ 
deutet. 

Deutsche 

Normalitäten 

Durch solch eine Abgren¬ 
zung von dem, was als 
„kulturell fremd“ und 
„anders“ festgestellt 
wird, definiert sich auch 
immer wieder aufs Neue, 
was als „deutsch“ und 
„normal“ gilt. Das heißt, 
dass Menschen, die als 
„Weiß“ und „deutsch“ 
wahrgenommen werden, 
wohl selten nach ihrem 
„kulturellen Hintergrund“ 
und ihren „eigentlichen 
Wurzeln“ gefragt oder we¬ 
gen ihrer Hautfarbe und 
ihres deutsch klingenden 
Namen benachteiligt wer¬ 
den. Vieles was von der 
deutschen Mehrheitsge¬ 
sellschaft als Normalität 
begriffen wird, ist für die 
meisten von Rassismus 
diskriminierten Personen 
nicht selbstverständlich. 
Zur Herstellung und Auf¬ 
rechterhaltung dieses 
rassistischen Normalzu¬ 
stands tragen in erster 
Linie die als Norm er¬ 
scheinenden Menschen 
bewusst und unbewusst 
bei, also: Weiße Deutsche. 


Rassismus betrifft nicht 
nur die rassistisch Diskri¬ 
minierten, sondern ist ein 
asymmetrisches, gesell¬ 
schaftliches Verhältnis, 
an dem alle beteiligt sind, 
ganz egal, ob sie das nun 
wollen oder nicht. Dieses 
Verhältnis ist auch nicht 
einfach umkehrbar. Es ist 
also völliger Quatsch von 
„Deutschenfeindlichkeit“, 
wie sie die ehemalige Fa¬ 
milienministerin Kristina 
Schröder angeprangert 
hat, zu sprechen. Wenn 
auf deutschen Schulhöfen 
Leute als „Kartoffel“ be¬ 
schimpftwerden, kann das 
sicher blöd und verletzend 
für den*die Einzelne*n 
sein, es ist aber nicht mit 
derhistorisch, ökonomisch 
und sozial gewachsenen 
rassistischen Struktur, der 
Menschen aufgrund ihrer 
vermeintlichen oder tat¬ 
sächlichen Herkunft immer 
wieder ausgesetzt sind, zu 
vergleichen. 

Alles Multikulti? 

Aber auch die Idee vom 
harmonischen, multikul¬ 
turellen „Nebeneinander 
der Kulturen“ trägt seinen 
Teil zum Fortbestehen ras¬ 
sistischen und kulturalisti¬ 
schen Denkens bei. Wenn 
„die Brasilianer“ für lei¬ 
denschaftliches und kör¬ 
perbetontes Tanzen gelobt 
und „die Südeuropäer“ 
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um ihr temperamentvolles 
Auftreten beneidet wer¬ 
den, werden unterschied¬ 
lichste Menschen zu ei¬ 
ner homogenen Gruppe 
zusammen ge schlossen 
und auf starre Identitäten 
festgelegt. Maßstab der 
Bewertung ist dabei im¬ 
mer die „eigene“ Kultur. 
Oft fallen solche Zuschrei¬ 
bungen aus deutscher 
oder europäischer Sicht 
auch in romantisierende 
Vorstellungen der tätsäch- 
lichen Verhältnisse, unter 

Veranstaltung: 


denen die Menschen in 
bestimmten Gesellschaf¬ 
ten leben zurück, z.B. 
wenn die angebliche „Na¬ 
turverbundenheit“ von in 
Afrika lebenden Menschen 
positiv betont wird. Auch 
wenn solche Aussagen 
zum Großteil nicht negativ 
gemeint sind, fallen sie in 
eine Erklärungs- und Be¬ 
trachtungsweise der Welt 
zurück, die Menschen 
aufgrund von „Rasse“, 
„Kultur“ oder „Ethnie“ ein¬ 
sortiert und bewusst oder 


unbewusst hierarchisiert. 
Diese Denkweise ist es, 
die alltäglichen Rassismus 
auf derStraße, in derSchu- 
le oder in der Uni hervor¬ 
bringt, aber zum Beispiel 
auch Abschiebungen ge¬ 
sellschaftlich legitimiert, 
rechtspopulistischen Ent¬ 
wicklungen Vorschub 
leistet oder zu fehlender 
Empathie angesichts von 
Katastrophen führt, wie sie 
sich vor den europäischen 
Außengrenzen abspielen. 


Mo, 9. Juni 2014 - 19:00 Uhr 

Cafe Morgenrot (Kastanienallee 85, barrierearm) 

Sebastian Friedrich: „Die Debatte um „Armutsmigration“ in 
Zeiten der Krise in Europa“ 


Links zu Rassismus 

Auf der Internetseite kann ein kostenloser 
Audioguide heruntergeladen werden, der 
die fehlende Darstellung der Kolonialge¬ 
schichte im Deutschen Historischen Mu¬ 
seum thematisiert: 

> www.kolonialismusimkasten.de 

Interessanter Artikel über die „Kolonial¬ 
schau“ an einer Pankower Oberrealschule 
(heute Reinhold-Burger-Schule) zur Zeit 
des Faschismus: 

> http://tinyurl.com/konnfpw 


Ein Projekt von „kanak attak“ mit dem Ti¬ 
tel „Weißes Ghetto“: 

>www.youtu be.com /watch?v=Gwdy_GAPBJQ 

Die Sitten und Gebräuche der in Ober¬ 
österreich ansässigen „Ureinwohner“ 
werden von schwarzafrikanischen For¬ 
schungsreisenden im Stil europäischer 
Forschungsreisender beschrieben. Sie 
stoßen dabei auf völlig neue Kulturphä¬ 
nomene: 

> www.youtube.com/watch?v=ieRaqYq_8FE 
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Rassistische Mobilisierungen in 
Deutschland 

HeUersdorf und Schneeberg - Ein Blitz¬ 
licht auf zwei Symbole rassistischer 
Bürger*innenproteste 2013/2014 

Im letzten Jahr haben bundesweit rassistische Mobilisierun¬ 
gen gegen Flüchtlingsheime für Schlagzeilen gesorgt. Zu 
Symbolen sind dabei die Orte Berlin-Hellersdorf und Schnee¬ 
berg in Sachsen geworden. An beiden Orten nahmen Panko- 
wer Antifaschist*innen an den antirassistischen Protesten teil. 
Hier zwei kurze Berichte. 


Dienstag, 9. Juli 2013 
in Hellersdorf. Das Be¬ 
zirksamt führt eine In¬ 
formationsveranstaltung 
zum geplanten neuen 
Asylbewerber*innenheim 
in der Gegend durch, um 
die 600 Menschen sind 
anwesend. Trotz Warnun¬ 
gen von zivilgesellschaft¬ 
lichen Initiativen und Anti- 
fas werden keine Schritte 
unternommen, um die 
zahlreichen bekannten 
Neonazis von der Veran¬ 
staltung zu verweisen - im 
Gegenteil: die bekannte 
Neonazi-Aktivistin Maria 
Fank darf unter johlen¬ 
dem Applaus ihre Hetze 
durch das offene Mikro 
verbreiten. Zwar versu¬ 


chen anwesende Linke 
die rassistische Hetze zu 
stören und zu übertönen, 
doch das ist kaum mög¬ 
lich, denn nicht nur Neo¬ 
nazis, sondern auch der 
Großteil der anwesenden 
Bürgerinnen ergeht sich 
in rassistischen Sätzen ä 
la „Ich hab ja nichts ge¬ 
gen Ausländer, aber ..." 
oder beschwert sich über 
die fehlende Finanzierung 
von Spielplätzen und Ki¬ 
taplätzen aufgrund von 
„Armutsflüchtlingen“. 

Was in den folgenden 
Wochen passiert, ging 
durch sämtliche Berliner 
Medien: 

Eine „Bürgerinitiative“, die 
maßgeblich von Neonazis 


gesteuert wird, konnte 
auf Facebook mehr als 
3000 Unterstützerinnen 
sammeln und hetzte dort 
und auf der Straße gegen 
die Flüchtlinge. Bereits 
am Tag des Einzugs kam 
es zu Angriffen auf die 
Flüchtlinge. Auch in den 
folgenden Monaten flo¬ 
gen Steine auf die Schei¬ 
ben des Heims, ein selbst¬ 
gebastelter Sprengsatz 
wurde an der Eingangstür 
gezündet und es gab re¬ 
gelrechte Hetzjagden auf 
Heimbewohner* innen. 
Das Auto einer Flücht¬ 
lings-Unterstützerin ging 
in Flammen auf, weitere 
Unterstütz*innen wurden 
mit Namen, Foto und Ad¬ 
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resse auf Facebook ge¬ 
outet. Die Berliner NPD 
veranstaltete mehrere 
Kundgebungen in der 
Umgebung des Heims 
und konnte so ihre Wahl¬ 
ergebnisse in dem Ge¬ 


biet steigern. Die Kund¬ 
gebungen waren jedoch 
immer von massiven 
Protesten begleitet, nur 
wenige der rassistischen 
Bürgerinnen wagten es 
letztendlich, sich offen 
zur NPD zu bekennen. 
Das Konzept der „Nein 
zum Heim“-Facebook- 
seiten wurde in mehreren 
Berliner Stadtteilen über¬ 
nommen, jedoch nirgend¬ 
wo so intensiv betrieben, 
wie in Hellersdorf. Auch 
ein dreiviertel Jahr nach 
dem Einzug der Flücht¬ 
linge kann vor Ort noch 
nicht davon gesprochen 
werden, dass wieder Nor¬ 
malität eingekehrt wäre. 


Sächsische 

Verhältnisse 

Als im Oktober 2013 be¬ 
kannt wurde, dass in 
ein Kasernengelände im 
sächsischen Schnee¬ 
berg bei Chemnitz neue 


Flüchtlinge einziehen 
sollten, kam es schnell zu 
feindlichen Äuserungen 
und Drohungen in der 
Stadt. Ein lokaler NPD- 
Aktivist meldete einen 
„Lichteilauf“ - anders 
gesagt einen Fackel¬ 
marsch - durch die Stadt 
an. Daran nahmen neben 
zahlreichen sächsischen 
Neonazis auch etwa 1000 
Schneeberger*innen teil. 
Keine*r der Bürgerinnen 
störte sich an den an¬ 
wesenden Neonazis, 
schließlich haben sie ja 
das selbe Ziel und wür¬ 
den ja die Parteifahnen 
zu Hause lassen. 

Als klar wurde, dass 
die „Lichteiläufe“ regel¬ 


mäßig stattfinden soll¬ 
ten, meldeten lokale 
Antifaschist*innen am 
4. Oktober eine Ge¬ 
gendemo an, die sich 
örtlich zwischen den 
Rassist*innen und dem 
Heim stellte. Parallel zum 
3. „Lichteilauf“ fanden 
sich nicht nur mehr als 
1000 Antifaschist*innen 
zu einer weiteren Demo 
in Schneeberg ein, auch 
die Stadt und die Regio¬ 
nalpolitik sah sich genö¬ 
tigt, auf die rassistische 
Mobilisierung zu reagie¬ 
ren. Der sächsische In¬ 
nenminister rühmte sich 
- wohlgemerkt auf der 
bürgerlichen Gegen¬ 
kundgebung - damit, 
dass das Bundesland 
so restriktiv wie möglich 
gegen „Asylbetrüger“ 
vorginge. Am Rande des 
Rassisten nenmarschs 
griffen Neonazis mehrere 
Pressefotografen an. Die 
Polizei nahm niemanden 
fest. Zu weiteren Auf¬ 
märschen kam es nicht, 
weil die Schneeberger 
befürchteten, dass als 
Reaktion darauf, die An- 
tifas den Schneeberger 
Weihnachtsmarkt stören 
könnten. Nicht die zahl¬ 
reichen Rassist*innen 
waren also das Problem, 
sondern dass auswär¬ 
tige Antifaschist*innen 
den Ruf des „Weihachts- 
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Wunderlandes“ zerstören 
könnten. 

In beiden Fällen wa¬ 
ren Neonazis wichtige 
Akteurlnnen im Protest 
gegen die Flüchtlings¬ 
heime, von denen sich 
kaum oder nur halbher¬ 
zig abgegrenzt wurde. In 
beiden Fällen gelang es 
ihnen, die Anwohnenden 
aufzuhetzen und beide 
Situationen waren nicht 
zuletzt für die Geflüchte¬ 
ten mehr als gefährlich. 
An beiden Beispielen 
wird aber auch deutlich, 
dass es für Nazis nicht 
sehr schwer ist, sich als 
Speerspitze des Protes¬ 
tes zu inszenieren und 
den Rassismus der Men¬ 
schen zu kanalisieren 
und aufzuheizen. Viele 
Bürgerinnen haben Res¬ 
sentiments auf Stamm¬ 
tischniveau, bringen z.B. 
fehlende öffentliche Gel¬ 
der in Zusammenhang 
mit Finanzierung von 
Flüchtlingsunterkünften - 
dabei sollte jeder*m klar 
sein, dass die Rechnung 
„ein Flüchtlingsheim we- 

Veranstaltung: 


niger gleich ein Spielplatz 
mehr“ nicht aufgeht. 
Neonazis sind in den 
rassistischen Protesten 
sicherlich ein wichtiger 


Faktor und es gilt, sie 
konsequent zu bekämp¬ 
fen. Doch dabei darf nicht 
vergessen werden, dass 
sie kaum eine Chance 
hätten, wenn nicht die 
Anwohnenden ohnehin 
schon rassistische Res¬ 
sentiments hätten. Nicht 
alle Einwohnerinnen von 
Flellersdorf oder Schnee¬ 
berg sind Nazis, sie sind 
sicher auch nicht alle 
böse und gemein. Es 
ist wichtig zu erkennen, 


dass Rassismus sich 
nicht in nur an den rech¬ 
ten Rand schieben lässt, 
sondern dass er in den 
allermeisten Menschen 


verankert ist. So wichtig 
es ist, mit dem Finger auf 
Nazis zu zeigen, so wich¬ 
tig ist es auch, sich stän¬ 
dig selbst zu hinterfragen 
und den eigenen Rassis¬ 
mus zu reflektieren. 

Mit einer Zivilgesell¬ 
schaft, die Flüchtlinge 
willkommen heißt und 
Nazis ausgrenzt, ist 
zwar noch keine Revo¬ 
lution gemacht, aber 
doch schon einiges ge¬ 
wonnen. 



Mi, 11. Juni 2014 - 19:00 Uhr 

JUP Pankow (Florastraße 84, barrierearm) 

Filmabend: „Festung Europa - Frontex 1 Einsatz 
gegen Flüchtlinge“ mit anschließender Diskussion 


1 Frontext ist die "europäische Grenzschutzagentur", an der sich auch die deutsche Bundespolizei beteiligt, 
die unter anderem gegen Flüchtlingsbote im Mittelmeer vorgeht und somit hunderteTote zu verantworten hat. 
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Refugees‘ Library — Gerichts¬ 
zeichnungen zu Asylverfahren 


Meist finden Asylprozesse am Berliner 
Verwaltungsgericht nicht den Weg in die 
Öffentlichkeit. Das Projekt „Refugees £ 
Library“ möchte die Unwägbarkeiten 
für Geflüchtete darstellen, mit denen 
diese Menschen konfrontiert sind, wenn 
sie vor Gericht um Asyl in Deutschland 
kämpfen. 

Seit fast einem Jahr besuchen Projekt¬ 
beteiligte einige Asylprozesse am Berli¬ 
ner Verwaltungsgericht, zeichnen diese, 
und erstellen für jeden Prozess ein Heft. 
Dies geschieht anonymisiert. Aus den 
unterschiedlichen Heften, die in ver¬ 


schiedene Sprachen übersetzt werden, 
soll eine digitale Bibliothek entstehen. 
Die Hauptintention von „Refugees £ Lib¬ 
rary“ ist, dass diese Heftsammlung den 
Geflüchteten als Informationsmittel zur 
Verfügung steht, um sich auf die eige¬ 
nen Prozesse vorzubereiten. Zudem soll 
interessierten Bürgerinnen näher ge¬ 
bracht werden, wie solche Prozesse ab¬ 
laufen, und an welche kommunikativen 
oder kulturellen Grenzen die Beteiligten 
dabei unweigerlich stoßen. 

www. refugeeslibrary. wo rdpress, com 
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Solidarität mit den 
Geflüchteten in Pankow 

Im August 2013 gab das Bezirksamt Pankow bekannt, dass in der 
Mühlenstraße eine neue Flüchtlingsunterkunft errichtet wird, die 
Platz für insgesamt 220 Menschen bietet. Hintergrund war die 
Verpflichtung des Landes Berlin, mehr Flüchtlinge unterzubrin¬ 
gen. Das Landesamt für Gesundheit und Soziales (Lageso) forder¬ 
te daraufhin alle Bezirke auf, die Aufnahmekapazitäten für weite¬ 
re Flüchtlinge zu prüfen und geeignete Objekte zur Verfügung zu 


stellen. 

Von: [moskito] 

Start für eine Will- 
kommenskultur - 
Pankow hilft! 

Kurz nachdem bekannt 
gegeben wurde, dass der 
Bezirk die Einrichtung der 
Unterkunft plant, fanden 
sich Menschen aus ver¬ 
schiedenen Spektren zu¬ 
sammen, um eine positive 
Willkommensstimmung zu 
schaffen. Die Erfahrungen 
des »braunen Dienstags« 
aus Hellersdorf (Am Diens¬ 
tag, den 9 . Juli 2013 , ka¬ 
men rund 800 Menschen 
in Hellersdorf anlässlich 
der Mitteilung des Bezirk¬ 
samts zusammen, dass 
in Hellersdorf eine Flücht¬ 
lingsunterkunft eröffnet. 
Auf dieser Versammlung 
ergriffen Neonazis das 
Wort und die Stimmung 


war eine rassistische.) wa¬ 
ren noch präsent und be¬ 
stimmten die Presse- und 
Medienlandschaft in Pan¬ 
kow, Berlin und darüber hi¬ 
naus. Ziel war es, dass sich 
diese Situation in Pankow 
nicht wiederholen sollte. 
Gemeinsam mit der Netz¬ 
werkstelle [moskito] grün¬ 
deten Anwohnerjnnen 
des neuen Heims die Ini¬ 
tiative »Solidarität mit den 
Geflüchteten in Pankow«. 
Hier stand von Anfang an 
die Frage im Raum, wie 
eine Willkommenskultur 
auf politischer und karita¬ 
tiver Ebene entwickelt wer¬ 
den kann. Fast zeitgleich 
gründete sich im Stadtteil¬ 
zentrum Pankow ein Unter- 
stützerjnnenkreis. 

Dieser setzte sich das 


Ziel, konkrete Unterstüt¬ 
zung, primär auf karitativer 
Ebene, leisten zu wollen. 
Die Verbindung entstand 
durch die Entstehung ei¬ 
niger Arbeitsgruppen mit 
personellen Überschnei¬ 
dungen beider Kreise. Im 
Ergebnis gemeinsamer 
Gespräche beider Kreise 
wurden drei Sammelstel¬ 
len eingerichtet und der 
Spendenaufruf verfasst. 
Kurz nach der Eröffnung 
der Unterkunft veranstal¬ 
tete die Initiative verschie¬ 
dene Solidaritätspartys 
und einen Wintermarkt mit 
Videokundgebung, um auf 
die Situation von Geflüch¬ 
teten aufmerksam zu ma¬ 
chen. 

Neben den beiden Kreisen 
rief das Bezirksamt eine 
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Bürgerjnnenplattform ins 
Leben, die sich in unregel¬ 
mäßigen Abständen noch 
immer trifft. Die Stadträtin 
für Gesundheit und Sozia¬ 
les, Lioba Zürn-Kastanto- 
vic, versuchte so, verschie¬ 
dene zivilgesellschaftliche 
und bezirkliche Akteure 
zusammenzubringen. Die 
Bürgerinnen plattform 
umfasste die bestehenden 
Initiativen und Kreise, aber 
auch Kirchen, eine Woh¬ 
nungsbaugesellschaft, 
Polizei und Vertreterin¬ 
nen der Bezirksverordne¬ 
tenversammlung Pankow. 
Auf dieser Ebene fand 
eine enge Abstimmung zu 
weiteren Aktivitäten statt. 
Von dieser Bürgerjn¬ 
nenplattform aus wurden 
Informationsschreiben 
an die anliegenden Woh¬ 
nungsbaugesellschaften 
verteilt, um über die neue 
Unterkunft zu informieren, 
ferner erstellte das Be¬ 
zirksamt einen Flyer, um 
bereits Anfang September 
auf dem »Fest an der Pan- 
ke« offensiv mit der Infor¬ 
mation über die Unterkunft 
in die Öffentlichkeit zu ge¬ 
hen. 

In der Öffentlichkeit konn¬ 
ten sowohl die beiden neu¬ 
gegründeten Initiativen als 
auch das Bezirksamt eine 
positive Stimmung in der 
Bevölkerung gegenüber 
der Unterkunft für Flücht¬ 


linge durchsetzen. 

Die große Bereitschaft der 
Pankowerjnnen, ein po¬ 
sitives Zeichen setzen zu 
wollen, drückte sich neben 
der Vielzahl an Spenden 
auch in anderen Unter¬ 
stützungsangeboten aus. 
Diese reichten von der Be¬ 
gleitung der Geflüchteten 
zu Ämtern über die Betreu¬ 
ung von Kindern bis hin zu 
künstlerischen Tätigkeiten. 
Vier Sportvereine in Pan¬ 
kow boten Geflüchteten 
unterschiedlichen Alters 
explizit an, an ihren Kur¬ 
sen teilzunehmen. Auch 
das Fußballprojekt »Cham¬ 
pions ohne Grenzen e.V.«, 
das bereits an verschiede¬ 
nen Unterkünften in Berlin 
Fußball von und für Ge¬ 
flüchtete anbietet, möchte 
gern eine »Bolzgruppe« 
etablieren. Des Weiteren 
gibt es im »Jugendzentrum 
JUP« ein Cafeangebot für 
Geflüchtete, das eine sehr 
große Resonanz fand. Ein 
gemeinsames Theaterpro¬ 
jekt im »Jugendzentrum 
M 24 « ist bereits in Pla¬ 
nung. 

Bürgerjnnenver- 
sammlung - 
Bündelung kritischer 
Stimmen gegen das 
Heim? 

Neben dieser positiven 
Willkommenskultur gab es 
aber auch von Anfang an 


Bestrebungen, gegen die 
neu entstandene Flücht¬ 
lingsunterkunft Stimmung 
zu machen. In einem 
Brief von unbekannten 
Verfasserjnnen, der am 
26 . August 2013 in der 
Nähe der Unterkunft in die 
Briefkästen der Anwoh¬ 
nerjnnen verteilt wurde, 
wurde kritisch darauf ver¬ 
wiesen, dass das Bezirk¬ 
samt die Form der Bür¬ 
gerin nenversam ml ung 
nicht für den geeigneten 
Weg hält, über die neue 
Flüchtlingsunterkunft zu 
informieren. 

In dem Brief wurde dazu 
aufgerufen, dass »All jene, 
die mit der Vorgehenswei¬ 
se des Bezirksamts eher 
unzufrieden, an einem 
friedlichem Zusammenle¬ 
ben interessiert sind und 
keine Lust auf Zustände 
(Gewalt und Polizeiein¬ 
sätze) haben«, sich ge¬ 
meinsam am 1 . September 
treffen. Ziel sei ein Erfah- 
rungs- und Meinungsaus¬ 
tausch »ohne rechte 
Hintergedanken«. Viele 
Pankowerjnnen aus dem 
zivilgesellschaftlichen und 
antifaschistischen Bereich 
nutzten die Gelegenheit 
und erschienen auf dem 
Treffen, um mit den »Kriti¬ 
kerinnen« zu diskutieren. 
Während der Veranstal¬ 
tung gaben sich die Ver¬ 
fasserinnen des Briefes 
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nicht zu erkennen. Klei¬ 
nere Diskussionsrunden 
entstanden, bis die Poli¬ 
zei den Heinz-Knoblauch- 
Platz schließlich langsam 
räumen ließ. Abseits des 
Geschehens beobachtete 
eine Gruppe von ca. zehn 
Neonazis das Treffen. Nach 
dieser nicht stattgefunden 
Bürgerinnen Versamm¬ 
lung gab es keinen öffent¬ 
lichen Aufruf mehr. 

Mobilisierung von 
Rechts gegen die 
Flüchtlingsunterbrin- 
gung auf Facebook 

Kurz nach der Bekanntga¬ 
be der Entstehung der neu¬ 
en Flüchtlingsunterkunft 
wurde am 20. August eine 
Facebook-Gruppe mit dem 
Namen »Asylantenheim in 
Pankow« erstellt. Ähnlich 
wie auf der Seite der so¬ 
genannten Bürgerinitiative 
in Marzahn-Hellersdorf ar¬ 
tikulierten sich hier »kri¬ 
tische« Stimmen und die 
Betreiberjnnen der Seite 
versuchten, eine feindse¬ 
lige Stimmung gegen die 
Unterkunft zu erzeugen. 
Eines der ersten Postings 
verwies auf ein Video, das 
Ausschreitungen gegen¬ 
über Flüchtlingsunterkünf¬ 
ten in Rostock-Lichtenha- 
gen 1992 zeigte. Unterlegt 
war dies mit dem Lied 
»Deutschland im Herbst« 
der Band »Böhse Onkelz«. 


Der Kommentar der Face¬ 
book-Gruppe dazu war: 
»Das Video erinnert an 
die damaligen Ausschrei¬ 
tungen am bzw. um das 
Asylbewerberheim in Ros- 
tock-Lichtenhagen. Steht 
dies Berlin im Dezember 
2013 etwa auch bevor? Die 
Sorge ist groß und nicht 
ganz unbegründet«. Im¬ 
mer wieder versuchte sich 
die Seite als Besorgte, um 
derartige Entwicklungen zu 
inszenieren, jedoch konn¬ 
te die Facebook-Seite kei¬ 
ne größere Dynamik ent¬ 
wickeln und erreichte bis 
zu ihrem Abschalten Ende 
Dezember gerade einmal 
139 »Likes«. Die Nähe zu 
NPD/JN bzw. Sympathien 
diesen beiden Vereinigun¬ 
gen gegenüber bewies die 
Seite, indem sie in ihrem 
letzten Posting eine Aktion 
der JN darstellte, bei der 
Sprechblasen an der Un¬ 
terkunft angebracht wur¬ 
den. In dem Kommentar 
zu dem Posting hieß es: 
»Wen es nicht interessiert, 
der möge einfach unnütze 
Kommentare lassen, wir 
posten weiterhin ALLES 
was mit dem Flüchtlings¬ 
heim in Pankow zu tun hat, 
und dazu gehören nun mal 
ALLE Aktionen, egal ob da¬ 
für oder dagegen!«. 

Jedoch wurde in keinem 
Posting der Seite auf die 
Aktionen der Unterstützen 


innenkreise (z.B. Spen¬ 
denaktionen) verwiesen. 
Ebenso wurden Debatten, 
die sich kritisch mit der Po¬ 
sitionierung der Seite be¬ 
schäftigten, im Nachhinein 
gelöscht. 

Eine zweite Facebook-Seite 
mit dem Namen »Nein zum 
Heim in Pankow« entstand 
am 30. Dezember; diese 
bekam binnen weniger 
Tage knapp 400 »Likes«. 
Hier wird sich explizit auf 
die »Bürgerinitiative Mar- 
zahn-Hellersdorf« bezo¬ 
gen. Nicht nur durch Form 
und Sprache kann eine 
Nähe zur bundesweiten 
Seite »Keine weiteren Asy¬ 
lantenheime in Deutsch¬ 
land« hergestellt werden, 
sondern auch durch di¬ 
rekte Verlinkungen. So 
lässt sich zwar die schnell 
entstandene und hohe 
Zahl von »Likes« auf der 
Facebook-Seite erklären, 
jedoch lassen sich daraus 
bisher keine Rückschlüsse 
auf die Verbreitung der tat¬ 
sächlichen Ablehnung der 
Unterkunft unter den Pan- 
kowerjnnen ziehen. Auf 
der neuen Facebook-Seite 
wird ein offen rassistischer 
Diskurs bedient. So wurde 
beispielsweise am 13. Ja¬ 
nuar 2014 ein Bild mit dem 
Schriftzug »Refugees go 
home« gepostet, es wird 
sich aktiv gegen »Über¬ 
fremdung« geäußert, die 


Rosen auf den Weg gestreut 
Seite 19 


NPD-Kampagne »Asylflut 
stoppen« aufgegriffen und 
in Kommentaren zu Pos¬ 
tings werden in diskrimi¬ 
nierender Weise Äußerun¬ 
gen getätigt, die sich bis 
zum Bekenntnis »dann bin 
ich gerne Rassist« erstre¬ 
cken. 

Ebenso gab es eine Ver¬ 
linkung zu dem »Infopor¬ 
tal Berlin-Brandenburg«. 
Diese Facebook-Seite 
versuchte, alle schein¬ 
baren Bürgerinitiativen 
zusammenzuführen. Hier 
wurden offen rassistische 
Äußerungen getätigt und 
Bilder, auf denen »Aus¬ 
länder raus« oder »Brot 
für Deutsche - NPD jetzt« 
skandiert wird, gepostet. 
Die Seite »Infoportal Ber¬ 
lin-Brandenburg« ist mitt¬ 
lerweile wieder vom Netz 
genommen worden. Dies 
alles zeigt jedoch, dass die 
Betreiberjnnen der »Nein 
zum Heim in Pankow«-Sei- 
te sich in einen größeren 
Kontext einordnen. Eine 
Sympathie zur NPD/JN ist 
in keinem Fall auszuschlie¬ 
ßen, vielmehr ergeben sich 
sprachlich und inhaltlich 


m 


eine große Nähe. 

Zivilgesellschaftli- 
ches Engagement 
stärken! 

Aus den Erfahrungen in 
Pankow lassen sich ver¬ 
schiedene Schlüsse zie¬ 
hen: 

- Eine frühzeitige Betei¬ 
ligungsmöglichkeit zur 
Schaffung einer Willkom¬ 
menskultur hat die Soli¬ 
darität für Geflüchtete be¬ 
stärkt. 

- Der Spendenaufruf und 
unterschiedliche Sammel¬ 
stellen boten eine nied¬ 
rigschwellige Partizipati¬ 
onsmöglichkeit für viele 
Pankowerjnnen. 

- Das gemeinsame Agie¬ 
ren von unterschiedlichen 
Un terstützer_ in n en kreisen 
sowie das rechtzeitige Zu¬ 
sammenrufen einer Bür- 
gerjnnenplattform durch 
das Bezirksamt verstärkten 
die Bestrebungen für eine 
Willkommenskultur. 

- Die Formierung von »Kri¬ 
tikerJnnen« wurde verhin¬ 
dert, indem ein scheinba¬ 
res BürgerJnnentreffen 
von Pankowerjnnen aus 


dem zivilgesellschaftlichen 
und antifaschistischen Be¬ 
reich begleitet wurde. 

- Eine kritische Begleitung 
der ersten Facebook-Seite 
verhinderte die Formie¬ 
rung über Facebook. 

Es zeigt sich, dass das 
frühzeitige Herstellen, 
Befördern und Zusam¬ 
menbringen von zivil¬ 
gesellschaftlichem und 
antifaschistischem En¬ 
gagement wichtig für die 
Erzeugung einer positiv 
besetzten Willkommens¬ 
kultur ist. 

Scheinbaren » KritikerJn- 
nen« kann es dadurch 
schwer gemacht werden, 
sich zu formieren und sich 
als die »Stimme der Bür¬ 
gerinnen« auszugeben. 
Nichtsdestotrotz lässt sich 
aus dem Pankower Bei¬ 
spiel keine Verallgemeine¬ 
rung für andere Regionen 
schließen, da diese immer 
lokalspezifische Ausprä¬ 
gungen besitzen und auch 
die Bevölkerung die Bereit¬ 
schaft zum Handeln mit¬ 
bringen muss. 


Der Text ist zuerst in der Broschüre „Die Berliner 
Zustände 2013 “ von MBR und apabiz erschienen. 
Sie ist bei der MBR als PDF herunterzuladen oder als 
Heft bestellbar - www.mbr-berlin.de. 
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„Die Entschlossenheit des 
Protests zeigt, wie tragisch die 
Bedingungen für Geflüchtete 
hier sind.“ 

Interview mit Oliver, einem Unterstützer der 
bundesweiten Flüchtlingsproteste 


Hallo Oliver, Du hast die streikenden Refu- 
gees von Anfang an unterstützt. Erzähl uns 
bitte, wie es dazu kam. 

Hallo. Ich wurde auf die Proteste in Würzburg 
aufmerksam, als die Geflüchteten dort nach 
dem Selbstmord eines Heimbewohners die 
Annahme der Essenspakete verweigerten, 
Demonstrationen veranstalteten, Protestzel¬ 
te auf bauten, an öffentlichen Plätzen in den 
Hungerstreik traten und viele weitere Aktionen 
organisierten. Daraufhin begannen wir durch 
kleinere Veranstaltungen die Proteste finanziell 
zu unterstützen. Dann ging ja alles sehr schnell: 
Der Protest breitete sich wirklich rasant aus und 
in immer mehr Städten wurden Zelte auf gebaut 
und mit der Bustour und dem Protestmarsch 
verlagerte sich die Sache dann auch schnell 
nach Berlin. 


Was veranlasste die Flüchtlinge, in den 
Streik zu treten? Und was waren ihre 
zentralen Forderungen? 

Ein zentraler Vorfall war mit Sicherheit der 
Selbstmord von Mohammad Rahsepar. 
Aber mit welcher Entschlossenheit und Ver¬ 
zweiflung dieser Protest von Anfang an ge¬ 
führt wurde, offenbart wie tragisch die Le¬ 
bensbedingungen für Geflüchtete hier sind. 
Die Zentralen Forderungen bestehen nach 
wie vor im Stopp aller Abschiebungen, 
Abschaffung der Residenzplicht und 
Aufhebung der Dublin-Il-Verträge. Ne¬ 
ben den politischen Forderungen geht es 
für die Non-Citizen natürlich um die Aner¬ 
kennung ihrer Asylanträge. 


Immer wieder gab es Versuche, mit an¬ 
deren Aktionsformen auf ihre Situation 
aufmerksam zu machen. Was ist Dir am 
einprägsamsten in Erinnerung? 

Das ist, denke ich, eine schwere Frage. Es 
gab ja wirklich so viele Aktionen und die meis¬ 
ten davon waren mehr als einprägsam: etli¬ 
che Hungerstreiks, Botschaftsbesetzungen, 
Kongresse, Protestmärsche, Bustouren etc. 


Und wir brauchen gar nicht in der Vergan¬ 
genheitsform zu sprechen. Gerade fanden in 
Berlin zwei Hungerstreiks statt. Ich denke, wir 
stehen noch nicht am Ende der Flüchtlings¬ 
proteste. Und ich muss das an dieser Stelle 
noch mal betonen: ein Hungerstreik ist eine 
radikale Form des Protests, die zeigt, dass 
den Menschen nichts anderes bleibt, als die 
Waffe gegen sich selbst zu richten und darauf 
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zu hoffen, das irgendjemand aus Zivilgesellschaft, 
Politik, Gewerkschaften, Kirchen, Antifagruppen 
oder linken Strukturen darauf reagiert. 

Die Reaktionen wurden jedoch von Hungerstreik 
zu Hungerstreik geringer. Die Leute gewöhnen sich 
scheinbar daran, obwohl sich für die Non-Citizens 
einfach nichts geändert hat. 


Der Oranienplatz wurde geräumt, die von Flüchtlin¬ 
gen besetzte Gerhart-Hauptmann-Schule ist räu¬ 
mungsbedroht. Was hat Deiner Meinung nach dazu 
geführt, dass der Oranienplatz mehr Unterstützung 
bekommen hat, als die besetzte Schule? 

Ohne Zweifel hätte aus den Möglichkeiten z.B. der be¬ 
setzten Schule einiges mehr erwachsen können, wenn 
sich seitens der linken Szene etwas bewegt hätte. Das 
hätte aber bedeuten müssen, dass die zusammen mit den 
Non-Citizens über gesellschaftliche Widersprüche disku¬ 
tiert und zusammen mit ihnen die Räume gestaltet und 
Ideen verwirklicht hätten. In Hamburg z.b hat das besser 
funktioniert, wobei dort andere Gegebenheiten vorzu¬ 
finden waren. Die linke Szene hier in Berlin reagierte nur 
reflexhaft und periodisch auf die Flüchtlingsproteste und 
konnte meiner Meinung nach deswegen kaum auf die po¬ 
litische Situation bzw. den Stand derVerhandlungen oder 
die Zusammensetzung der Akteure auf dem O-Platz, der 
Schule oder sonstigen Refugee-Protestbereichen reagie¬ 
ren. 


Was wären Deine Wünsche für die nächste Zeit? 

Wünschenswert wären mit Sicherheit entschlosseneres, soli¬ 
darisches Handeln von mehr Menschen, offenere Strukturen 
innerhalb der radikalen Linken, mehr Farbflecken an Auslän¬ 
derbehörden, hoffentlich nicht so viele Rechtspopulisten und 
Nazis im EU Parlament, weniger Plattheit, mehr Kritik, Blei¬ 
berecht für alle und alles für alle. Vermutlich wird es nicht so, 
sondern gegenläufig ablaufen, was noch ein Grund mehr ist, 
solidarisch zu sein mit dem Leiden der Menschen. 

Danke, Oliver, für das Gespräch. 


Was für Möglichkeiten der 
Flüchtlingsunterstützung prak¬ 
tizierst Du noch oder willst Du 
uns ans Herz legen? 

Meine Unterstützung fokussier¬ 
te sich auf die Streikenden. Die 
Lage der Flüchtlinge in Deutsch¬ 
land hat sich ja in keiner Weise 
verbessert. Den meisten von 
ihnen wird weiterhin ein freies 
Leben verwehrt. Sie leben in Hei¬ 
men, die sie nicht verlassen dür¬ 
fen, haben kein Recht zu arbeiten 
und müssen damit rechnen, je¬ 
derzeit abgeschoben zu werden. 
An Europas Grenzen sterben je¬ 
den Tag Menschen bei dem Ver¬ 
such, Zuflucht vor Krieg, Hunger 
und Gewalt zu finden. Jegliche 
Versuche, dem Leiden dieser 
Menschen Ausdruck zu verlei¬ 
hen und sich mit den Protesten 
gegen diese unmenschlichen Zu¬ 
stände zu solidarisieren, halte ich 
für sinnvoll und notwendig. Ziel 
muss es dabei sein, sich nicht auf 
karitative Hilfe zu beschränken, 
sondern diese in den Kontext 
einer radikalen Kritik der kapita¬ 
listischen Gesellschaft zu stellen. 
In einer Welt in der notleidende 
Menschen durch ein Grenzsys¬ 
tem, welches das der DDR weit 
übertrifft, abgewehrt, in Gefäng¬ 
nisse interniert und in Kriegsregi¬ 
onen zurückgesandt werden, ist 
eine Kritik an Kapital und Nation 
unumgänglich. 

Sich für die in Berlin stattfinden¬ 
den Proteste zu engagieren, halte 
ich daher für den ersten Schritt in 
die richtige Richtung. 
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Die Bundesakademie für 
Sicherheitspolitik (BAKS) 

Soziale Elite und staatlicher Repressions¬ 
apparat im Dienst am Vaterland 



Berlin im Winter 2050 - Die Bundesregierung sieht sich gezwungen, 
bei der Europäischen Energieagentur in Brüssel eine Vergrößerung des 
deutschen Energiebudgets noch im laufenden Zuteilungsjahr einzufor¬ 
dern. Erkältungswellen und Grippeepidemien als Folgen der durch die 
Energie- und Wärmerationierungen verursachten unzureichenden Heiz¬ 
möglichkeiten in deutschen Haushalten bei gleichzeitig eisigen Außen¬ 
temperaturen sowie der für die Mehrheit der Bevölkerung kaum mehr 
erschwingliche Kraftfahrzeugverkehr haben zur massiven Unzufrie¬ 
denheit in weiten Teilen Deutschlands geführt. Folge sind gewalttätige 
Ausschreitungen und Demonstrationen. Gewarnt durch die „ProMobili- 
tätsbewegung“ aus dem Jahre 2048, in der es einer breit organisierten 
Bürgerinitiative gelungen war, das 2046 novellierte Transport- und Mo¬ 
bilitätsneustrukturierungsgesetz politisch auszuhebeln und eine bisher 
einmalige Staatskrise der Bundesrepublik Deutschland zu verursachen, 
haben die Regierung zu diesem Schritt bewogen. Dabei nimmt sie das 
Risiko in Kauf, den zwischen der Europäischen Union und der Chine¬ 
sisch-Russischen Föderation im Jahr 2045 nach einer drohenden be¬ 
waffneten Auseinandersetzung erzielten Ressourcen¬ 
pakt indirekt in Frage zu stellen. 

Ein Text von: Peer Heinelt 



Das vorstehende Sze¬ 
nario entstammt nicht 
etwa einem - auch sprach¬ 
lich - drittklassigen 
Science-Fiction-Rom an, 
sondern einer Studie der 
Bundesakademie für Si¬ 
cherheitspolitik (BAKS). 
Der im Schloss Schön¬ 
hausen im Berliner Bezirk 
Pankow beheimatete mi¬ 
litärpolitische Think-Tank 
beschäftigt sich schon seit 
längerem mit der „Ener¬ 
giesicherheit“ in Deutsch¬ 
land; sollte diese durch 
Absprachen zwischen 
Russland und China ge¬ 
fährdet sein, ist man of¬ 
fenbar bereit, mit der EU 
als geeinter Militärmacht 
im Rücken auch einen gro¬ 
ßen Krieg zu riskieren. Um 
einen solchen führen zu 
können, erscheint es nur 
folgerichtig, sowohl die 
„militärische Handlungs¬ 
fähigkeit“ der BRD zu er¬ 
weitern, als auch die „na¬ 
tionalen wehrtechnischen 
Kernfähigkeiten“ auszu¬ 
bauen, wie von der BAKS 
in einer Publikation mit 



dem Titel „Sicherheitspo¬ 
litik 2010“ gefordert wird. 


Die Gründung der BAKS 
geht auf einen Beschluss 
der damaligen Bundesre¬ 
gierung unter Helmut Kohl 
(CDU) vom 20. Juni 1990 zu¬ 
rück. Die neue Einrichtung 
erhielt den Status einer 
„selbständige(n) Dienst¬ 
stelle im Geschäftsbereich 
des Bundesministers der 
Verteidigung“ und die Auf¬ 
gabe, „durch Veranstal¬ 
tungen zur gemeinsamen 
Fortbildung gegenwärtiger 
und zukünftiger Führungs¬ 
kräfte aus Bundes- und 
Länderressorts sowie aus 
dem sicherheitspolitisch 
interessierten Umfeld 
ein umfassendes, über 
die Ressortgrenzen hin¬ 
ausreichendes Verständ¬ 
nis für die langfristigen 
sicherheitspolitischen 
Interessen der Bundesre¬ 
publik Deutschland ... zu 
erreichen, um damit die 
Teilnehmer zu befähigen, 
diesen Interessen ange¬ 
messen Rechnung zu tra¬ 


gen“. Wessen Interessen 
hier gemeint sind, wird be¬ 
reits deutlich, wenn man 
die Teilnehmerlisten der 
von der BAKS alljährlich 
veranstalteten „Seminare 
für Sicherheitspolitik“ be¬ 
trachtet: Neben hochrangi¬ 
gen Militärs, Beamten des 
Bundesinnenministeri¬ 
ums, des Bundeskriminal¬ 
amts (BKA), des Bundes¬ 
nachrichtendienstes (BND) 
und des Verfassungs¬ 
schutzes finden sich die 
Manager etlicher deutsch¬ 
europäischer Großkonzer¬ 
ne und Waffenschmieden; 
vertreten sind unter an¬ 
derem Rheinmetall, Sie¬ 
mens, Daimler, Deutsche 
Telekom, Commerzbank, 
Bayer, EADS/Airbus und 
Deutsche Bahn. 





Ausdrückliches Ziel der 
sich über einen Zeitraum 
von sechs Monaten erstre¬ 
ckenden „Seminare für 
Sicherheitspolitik“ ist laut 
BAKS der Aufbau eines 
„exklusive(n) Netzwerk(s) 
zwischen Entscheidungs- 
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trägem“. Diese sollen, wie 
es heißt, in eine „dauer¬ 
hafte Gemeinschaft“ inte¬ 
griert werden und letztlich 
den Kern einer deutschen 
„Strategie Community“ 
bilden. Zu diesem Zweck 
will man den Seminarteil¬ 
nehmern nach eigenen 
Angaben „strategische 
Handlungskompetenz“ 
vermitteln, die sie befä¬ 
higt, „krisenhafte Ent¬ 
wicklungen zu meistern“. 
Den Begriff der Krise legt 
die BAKS dabei bewusst 
sehr weit aus; er umfasst 
schlicht alles, was von 
der herrschenden Klasse 
in irgendeiner Weise als 
Bedrohung für die Exis¬ 
tenz der im nationalen wie 
internationalen Maßstab 
bestehenden Ausbeu¬ 
tungsverhältnisse wahrge¬ 
nommen wird: Die sozialen 
Folgen der aktuellen öko¬ 
nomischen Verwerfungen 
in Europa zählen ebenso 
dazu wie „Organisierte Kri¬ 
minalität“, „Terrorismus“, 
„Fundamentalismus“ und 
„illegale Migration“. 

Die Geschäftsführung 
der BAKS obliegt ihrem 
Präsidenten, dessen Stell¬ 
vertreter und einem „Chef 
des Stabes“. Die zuerst 
genannte Funktion über¬ 
nahm im August 2011 
Botschafter Hans-Dieter 
Heumann, der während 


des Krieges gegen Jugos¬ 
lawien 1999 im „Planungs¬ 
stab“ des Bundesvertei¬ 
digungsministeriums das 
„Referat NATO“ leitete. 
An Heumanns Seite steht 
Brigadegeneral a. D. Ar¬ 
min Staigis; der vormalige 
Spionageoffizier wurde im 
Juli 2013 Vizepräsident der 
BAKS. Auch Staigis war ak¬ 
tiv an der Zerschlagung Ju¬ 
goslawiens beteiligt: Von 
Dezember 2001 bis Juni 
2002 kommandierte er die 
deutsche „Battle Group“ 
der NATO-„Schutztruppe“ 
SFOR in Bosnien-Herze¬ 
gowina. Als Stabschef 
der BAKS schließlich fun¬ 
giert seit September 2013 
Oberst Wolfgang Wien. Der 
Generalstabsoffizier hat 
keinen der jüngeren deut¬ 
schen Kriege ausgelassen: 
Von Dezember 1999 bis Juli 
2000 war er für die opera¬ 
tive Führung der „Multina¬ 
tionalen Brigade Süd“ der 
NATO-Besatzungstruppe 
KFOR in der serbischen 
Provinz Kosovo zuständig; 
von Januar bis Juli 2005 
kommandierte er den 
deutschen Einsatzverband 
der NATO-Besatzungstrup- 
pe ISAF in Afghanistan. 

Oberstes Entschei¬ 
dungsorgan der BAKS ist 
das sogenannte Kurato¬ 
rium, das sich aus den 
Mitgliedern des Bundes- 



sammensetzt. Der im Ge¬ 
heimen unter Leitung der 
Bundeskanzlerin tagende 
BSR, der unter anderem 
die Genehmigungen für 
deutsche Rüstungsexpor¬ 
te verantwortet, besteht 
aus den Ministern für 
Äußeres, Verteidigung, 
Finanzen, Inneres, Justiz, 
Wirtschaft sowie Entwick¬ 
lung und aus dem Chef 
des Bundeskanzleramts. 
Der BSR, das „Kuratorium“ 
der BAKS, entscheidet 
über die grundsätzliche 
politische Ausrichtung 
der Akademie und greift 
dabei seinerseits auf die 
Expertise eines „Beirats“ 
zurück. Dem ebenfalls ge¬ 
heim tagenden Gremium 
gehören etliche Promi¬ 
nente aus Politik, Wirt¬ 
schaft, Wissenschaft und 
Klerus an - unter ihnen 
der evangelische Militär¬ 
bischof Martin Dutzmann 
und sein katholisches 
Pendant Walter Wakenhut, 
Wolfgang Ischinger, Lei¬ 
ter der Münchner Sicher¬ 
heitskonferenz und „Ge¬ 
neralbevollmächtigter für 
Regierungsbeziehungen“ 
des Allianz-Konzerns, der 
Politologe Joachim Krause, 
dessen Team an der Uni¬ 
versität Kiel Konzepte für 



der Bundeswehr maß¬ 
geblich für deren Umbau 
zur weltweit agierenden 
Söldnertruppe verantwort¬ 
liche Reserveoffizier und 
Vorstandsvorsitzende der 
Bundesagentur für Arbeit, 
Frank-Jürgen Weise. 

Sie alle eint erklärter¬ 
maßen der Wunsch, die 
„Meinungsführerschaft“ 
auf militärpolitischem 
Gebiet zu übernehmen. 
Nicht umsonst wurden 
mit Klaus-Dieter Franken¬ 
berger von der Frankfur¬ 
ter Allgemeinen Zeitung 
(FAZ) und Stefan Korneli¬ 
us von der Süddeutschen 
Zeitung (SZ) gleich zwei 
Außen politik-Redakteure 
deutscher „Leitmedien“ 
in den „Beirat“ der BAKS 
aufgenommen. Wie der 
Leipziger Kommunikati- 


Krüger in einer umfang¬ 
reichen Untersuchung 
nachgewiesen hat, spielt 
„Frieden als Wert an sich“ 
in den Artikeln der beiden 
Journalisten „keine Rolle“; 
der „Einsatz und Verlust 
von Menschenleben“ er¬ 
scheine bei ihnen vielmehr 
als „hinnehmbar“, wenn 
nicht „sogar geboten“. 
So verlangte Frankenber- 
ger, den Aufständischen 
in Afghanistan mit „kal¬ 
ter Entschlossenheit“ zu 
begegnen. Sein Kollege 
Kornelius befürwortete 
2009 das vom damali¬ 
gen Bundeswehr-Oberst 
Georg Klein angeordnete 
Bombardement zweier 
von Taliban nahe Kunduz 
geraubter Tanklastwagen, 
bei dem 142 afghanische 
Zivilisten den Tod fanden. 


schein, als ob die von der 
BAKS vehement geforderte 
Etablierung einer nationa¬ 
len „Strategie Communi¬ 
ty“ bereits ein gutes Stück 
vorangekommen ist. Die 
von dieser vertretenen 
Auffassungen finden ihren 
Ausdruck im unlängst auch 
von Bundespräsident Joa¬ 
chim Gauck vorgetragenen 
Bekenntnis zum Krieg für 
„deutsche Interessen“ - 
und in einer Berichterstat¬ 
tung, die von Propaganda 
nicht mehr zu unterschei¬ 
den ist. Das zur Zeit eine 
mediale Renaissance erle¬ 
bende Feindbild Russland 
spricht in dieser Hinsicht 
Bände. 












Veranstaltung: 
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„Im Land der Frühaufsteher“ 

Paula Bulling 


„Die Unterbringungen von Flüchtlingen 
soll ihre Bereitschaft zur Rückkehr in 
das Heimatland fördern“ - so steht es 
in der Bayerischen Asyldurchführungs¬ 
verordnung. In anderen Bundesländern 
braucht es diese zynische Amtsvorgabe 
gar nicht, wenn es um den Umgang mit 
Asylbewerbern geht. Vor allem Sach¬ 
sen-Anhalt, das so genannte „Land 
der Frühaufsteher“, steht in dem Ruf, in 
Flüchtlingsfragen die restriktivsten und 
unflexibelsten Auslegungen der Gesetz¬ 
lage durchzusetzen. 

Paula Bulling hat im Laufe mehrerer 
Jahre die Flüchtlingspolitik in Sachsen- 
Anhalt in etlichen Gesprächen und Be¬ 
gegnungen mit Asylbewerbern in Halle, 



Halberstadt und Möhlau (Wittenberg) 
dokumentiert. In sieben Kapiteln erzählt 
sie vom Leben in Asylbewerberheimen, 
alltäglichem Rassismus, dem Tod eines 
Flüchtlings wie auch von der Suche 
nach einer angemessenen erzähleri¬ 
schen Haltung als weiße Künstlerin. 

Im Land der Frühausteher entstand in 
naher künstlerischer Zusammenarbeit 
mit den portraitierten Menschen, ihre 
Stimmen und ihr Wesen sind ebenso Teil 
von Bullings mutiger Comic-Collage wie 
die Darstellung der politischen Situation 
in Sachsen-Anhalt, die als symptoma¬ 
tisch für die neuen und den größten Teil 
der alten Bundesländer gelten kann. 



www.avant-verlag.de/comic/im_land_der_fruehaufsteher 
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Termine 


Im Rahmen der Kampagne „Rage against 
racism“: 

Di, 3. Juni 2014 -18:00 Uhr 
Nachbarschaftshaus Teutoburger Platz 
(Fehrbeüiner Straße 92, barrierearm) 

Peer Heinelt (konkret): “Die Bundesak¬ 
ademie für Sicherheitspolitik (BAKS) 

- Soziale Elite und staatlicher Repressi¬ 
onsapparat im Dienst am Vaterland” 

Mo, 9. Juni 2014 -19:00 Uhr 

Cafe Morgenrot (Kastanienallee 85, 

barrierearm) 

Sebastian Friedrich: „Die Debatte um 
„Armutsmigration“ in Zeiten der Krise in 
Europa“ 

Mi, 11. Juni 2014 -19:00 Uhr 

JUP Pankow (Florastraße 84, barrierearm) 

Filmabend: „Festung Europa - Frontex 
Einsatz gegen Flüchtlinge“ 

mit anschließender Diskussion 

Weitere Veranstaltungen: 

ab Mo. 19. Mai 2014 

Bücher Bürgerhaus (Franz-Schmidt-Str. 8-10) 
Ausstellung: “Opfer des NSU” 

Die Wanderausstellung setzt sich mit den 
Verbrechen des NSU sowie der gesell¬ 
schaftlichen Aufarbeitung nach dem 
Auffliegen des “NSU” im November 2011 
auseinander. 


Fr, 23. Mai 2014 -18:00 Uhr 
S-Bhf Buch 

Dieter Eich Demonstration 
„Kein Ruhiges Hinterland für Nazis“ 

Antifa-Demonstration in Gedenken an den 
im Jahr 2000 von Neonazis in Buch ermor¬ 
deten Sozialhilfeempfänger Dieter Eich. 
www.niemandistvergessen.blogsport.eu 

12. -14. Juni 2014 
Jugendklub Oktopus Pankow 
(Parkstraße 12/14,13127 Berlin-Buchholz) 
Vosifa-Festival in Pankow 
Nichtkommerzielles Festival mit verschie¬ 
denen Punk-, Hiphop- und Rockacts, 
Workshops und Ständen, www.vosifa.de 

6. Juli 2014 -12:00 - 20:30 Uhr 
Sportanlage Schönholz (Hermann-Hesse- 
Strasse 82) 

Rakatak- 21 . Trommelfest in Pankow 



Infos unter: 

linkes-sommercamp.de 
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